
Die EU-Handelspolitik muss sich den 

Herausforderungen unserer Zeit stellen

Im ersten Quartal des Jahres 2021 
veröffentlichte die EU-Kommission die 
Mitteilung zur neuen Handelsstrategie.1  
Nach der öffentlichen Online-Konsulta-
tion2 des vorherigen Jahres, der Ernennung 
eines neuen EU-Handelskommissars im 
September 2020 und den globalen Auswir-
kungen der COVID-19 Pandemie bot sich 
die Möglichkeit eines Kurswechsels der 
EU-Handelspolitik weg von der neoliberalen 
Ausrichtung. Angepriesen wird dies schon 
am Anfang der Mitteilung:

„Angesichts der neuen internen und externen Heraus-
forderungen und insbesondere vor dem Hintergrund 

eines neuen, nachhaltigeren Wachstumsmodells im Sinne des europäischen Grünen Deals und der europäischen 
Digitalstrategie braucht die EU eine neue handelspolitische Strategie, die ihre innen- und außenpolitischen Ziele 
unterstützt und entsprechend ihrer Zusage, die Ziele der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung vollständig 
umzusetzen, eine größere Nachhaltigkeit fördert.“3 

Leider erfüllt die Strategie diese selbstgesteckten Ziele nicht. Es lassen sich 
keine substanziellen Änderungen im Vergleich zu den vorherigen Strategiepapieren 
finden. Stattdessen wird mit der neuen Handelsstrategie weiter versucht, die Ziele 
für nachhaltige Entwicklung und des Green Deals mit neoliberalen Mitteln zu errei-
chen. Sie setzt weiterhin auf die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit europäischer 
Unternehmen außerhalb Europas durch Erweiterung des Marktzugangs und andere 
Maßnahmen, die es leichter machen, anderswo Gewinne zu erzielen. Gleichzeitig 
müssen sich ausländische Unternehmen, die auf dem EU-Markt bleiben oder sich auf 
diesem etablieren wollen, mit verstärkter Regulierung im Rahmen des EU Green Deals 
auseinandersetzen. Jegliche Überprüfung der Zielsetzung der EU-Handelsstrategie 
bleibt aus. Eine Diskussion zum Für und Wider von noch mehr Globalisierung, Liberali-
sierung und Marktöffnung findet nicht statt. Die dringliche Priorisierung der Bekämp-
fung von globaler Ungleichheit, die sich durch die Pandemie verschärft hat und 
verschärfen wird, steigendem Hunger, Armut und Klimawandel ist nicht erkennbar. Die 
EU-Kommission zeigt sich damit weiterhin unwillig, den Blick zu weiten und mögliche 
Alternativen ernsthaft in Erwägung zu ziehen. 



Nachhaltigkeit & Transparenz Um den 
größten Herausforderungen unserer Zeit zu 
begegnen und vor allem den Erwartungen 
ihrer Bürger*innen gerecht zu werden, stellt 
die EU-Kommission nach eigenen Aussagen 
die Nachhaltigkeit in den Mittelpunkt ihrer 
neuen Handelsstrategie und will damit Wirt-
schaft in Richtung Klimaneutralität umge-
stalten. Die konkreten Erwartungen und 
Vorschläge aus Zivilgesellschaft4 und Wissen-
schaft5 wie auch einzelner Mitgliedstaaten6 
zu mehr Transparenz, Demokratie, verbind-
lichen und durchsetzbaren Menschen- und 
Arbeitnehmer*innenrechten, nachhaltiger 
Entwicklung und mehr Umwelt- und Klima-
schutz gegenüber wirtschaftlichen Interessen 
werden hingegen nicht aufgegriffen. Ebenso 
hält die EU-Kommission an dem Konzept der 
so genannten Regulatorischen Kooperation 
und den Sonderklagerechten für ausländische 
Investoren aller Kritik zum Trotz fest. Die 
Forderung nach verbindlichen und sanktions-
bewehrten Nachhaltigkeitskapiteln in Handels-
abkommen soll lediglich geprüft werden.7 Beim 
Hauptziel der „Gestaltung weltweiter Regeln 
für eine nachhaltigere und fairere Globalisie-
rung“ wählt die EU-Kommission abermals nur 
eine unverbindliche Sprache. Eine nachhaltige 
und vor allem gerechte Globalisierung bedarf 
hingegen eines ambitionierten Regelwerks. 
Umweltschutz und Menschenrechte müssen 
endlich zum Leitbild der EU-Handelspolitik 
und durch verbindliche Sorgfaltspflichten für 
Unternehmen untermauert werden. Bedau-
erlicherweise setzt die EU-Kommission bei 
der Lösung einer gerechteren Globalisierung 
einzig und allein auf die Reform der Welthan-
delsorganisation (WTO). Außer Acht gelassen 
werden die wirklich dringlichen Themen einer 
Reform, wie globale Gerechtigkeit, Beteiligung 
des Globalen Südens und ein Ende verschiede-
ner Liberalisierungszwänge wie beispielsweise 
bei der öffentlichen Daseinsvorsorge. Andere 
multilaterale Versuche oder Foren wie z.B. der 
UN-Menschenrechtsrat oder UNCTAD, werden 
nicht in Erwägung gezogen. Auch eine umfas-
sende Überarbeitung der bestehenden und 
noch in Verhandlung befindlichen Handelsab-
kommen und Verhandlungsmandate wird nicht 
erwogen. Aus Sicht der Zivilgesellschaft ist es 
unumgänglich, langfristig einen multilateralen 
Weg einzuschlagen, der den Vulnerabilitä-
ten des Globalen Südens, der Verschärfung 
globaler Ungerechtigkeiten und der weltwei-
ten Klima- und Biodiversitätskrise Rechnung 
trägt. Auch zur Verbesserung der Transparenz 

und demokratischen Teilhabe bei aktuellen 
oder künftigen Verhandlungen findet sich kein 
Hinweis. .

Klimaschutz Die EU kündigt an, künftig in 
Handelsabkommen das Pariser Klimaschutz-
abkommen als Essential Element und somit 
als Aufkündigungsgrund zu verankern.8 Dies 
ist grundsätzlich zu begrüßen. Allerdings muss 
sich Klimaschutz auch in den Handels- und 
Investitionsbestimmungen selber widerspie-
geln. Aktuelle Handelsabkommen der EU 
führen aber zur Steigerung von Treibhausga-
semissionen, beschleunigen Abholzung und 
vereinfachen den Handel mit umweltschädli-
chen Gütern. Ein Beispiel ist das EU-Mercosur-
Abkommen, das die Kommission mit einer 
Zusatzerklärung gegen den Widerstand der 
europäischen und lateinamerikanischen Zivil-
gesellschaft und mehrerer Mitgliedstaaten 
und nationaler Parlamente durchzusetzen 
gedenkt. Bestehende Abkommen sollen 
ebenso wenig auf einen klimapolitischen, 
sozialen und menschenrechtlichen Prüfstand 
gestellt werden. Ähnliches trifft für die lose 
Referenz zur Agenda 2030 und den UN-Nach-
haltigkeitszielen zu. Sie sind zwar weiterhin 
Teil der Rhetorik, wenn auch deutlich schlanker 
als noch in dem Vorläufer-Dokument „Trade 
for all“9, deutliche verbindliche und durch-
setzungsstarke Schritte zur Vorgehensweise 
fehlen. Soll den Bekenntnissen zur Nachhal-
tigkeit ernsthafte Ambitionen zugrunde liegen, 
muss die Handelsstrategie erheblich nachge-
bessert werden.

Lieferketten & Corporate Governance 
Die Notwendigkeit wirtschaftlicher Resilienz 
und einer Umgestaltung von Lieferketten hat 
die EU-Kommission anerkannt. Die Präsiden-
tin hat bereits in verschiedenen Reden darauf 
hingewiesen. Zu begrüßen ist die Ankündi-
gung der Kommission, menschenrechtliche 
und umweltbezogene Sorgfaltspflichten für 
Unternehmen verbindlich festzuschreiben und 
durchzusetzen.10 Die Vorschläge des Europäi-
schen Parlaments (EP) zu einer ambitionierten 
EU-Regulierung müssen von der Kommission 
aufgegriffen und übernommen werden: Das 
EP hatte im März 2021 eine Gesetzgebung für 
die gesamte Wertschöpfungskette gefordert, 
die neben Menschenrechten auch Umwelt-
standards umfassend regelt und zusätzlich zur 
behördlichen Durchsetzung eine zivilrechtliche 



Haftung vorsieht.11 Nichtsdestotrotz haben uns 
Jahrzehnte des "business as usual" zu einem 
Handelssystem geführt, das in erster Linie den 
wirtschaftlichen und kommerziellen Interes-
sen von Unternehmen dient und infolgedessen 
sowohl unfair als auch nicht nachhaltig ist. Dies 
wird auch in der vorliegenden Strategie fort-
geschrieben: Die EU definiert "unfaire" oder 
wettbewerbsverzerrende Handelspraktiken als 
solche, die das wirtschaftliche und politische 
Projekt der EU bedrohen. Auch hier liegt der 
Lösungsfokus der Strategie auf den Reformbe-
mühungen der WTO. Über die Wiederherstel-
lung des WTO-Regimes hinaus hat die EU keine 
Pläne, multilaterale Governance zu stärken. 
Multilaterale Verhandlungen wie etwa dieje-
nigen um ein UN-Abkommen für Wirtschaft 
und Menschenrechte, das den Vorrang von 
Menschenrechten und Umweltstandards vor 
Handelsregeln im Völkerrecht verankern soll, 
werden weiterhin von der EU blockiert anstatt 
sie voranzutreiben.

Als eine weitere sogenannte „autonome 
Maßnahme“, die das „Ziel, einen nachhaltigen, 
verantwortungsvollen und mit unseren über-
geordneten Zielen und Werten in Einklang 
stehenden Handel“ gewährleisten soll, kündigt 
die Kommission an, „Rechtsvorschriften zur 
Bekämpfung von Entwaldung und Waldschä-
digung vorzulegen“.12 Diese Rechtsvorschrif-
ten zur Bekämpfung der Abholzung durch 
importierte Rohstoffe wie Soja, Rindfleisch, 
Leder, Palmöl, Gummi und Kakao waren von 
der Generaldirektion Umwelt seit Jahren ins 
Spiel gebracht worden13, ein Entwurf dafür 
sollte ursprünglich im Juni 2021 vorgelegt 
werden, er wurde dann am 17. November 2021 
veröffentlicht.14 Kurz zuvor hatte die General-
direktor Handel noch versucht, den von der 
Umwelt-Kommission vorgelegten Entwurf 
weiter abzuschwächen.15 Zu kritisieren ist, dass 
der Vorschlag nicht alle ursprünglich vorge-
sehen Rohstoffe (Schweinefleisch, Geflügel, 
Kautschuk und Mais wurden ausgenommen) 
umfasst, weder einen umfassenden Schutz von 
Menschen- und Landrechten gewährleistet, 
noch den Finanzsektor und andere Ökosys-
teme als Wälder abdeckt.16 Der beste Weg, die 
Abholzung zu stoppen, ist die Anerkennung 
und der Schutz der Landrechte der Gemeinden 
- und Abholzung findet in tropischen Ländern 
oft gleichzeitig mit Verletzungen der Land-
rechte statt. Die Verordnung muss daher von 
den Unternehmen verlangen, dass sie beide 

Probleme gleichzeitig erkennen und ange-
hen. Die Kommission braucht eine stärkere 
Strategie und einen Aktionsplan dafür, wie die 
Verordnung genutzt werden kann, um mit den 
Erzeugerländern zusammenzuarbeiten, um 
die Governance-Probleme anzugehen, die die 
Entwaldung vorantreiben. Ohne dies wird die 
neue Verordnung lediglich die EU-Lieferketten 
säubern, während die "schmutzige" Produk-
tion in den Erzeugerländern weiterläuft und 
anderswo konsumiert wird.17 Auch für diese 
geplante Rechtsvorschriften hat das Europäi-
sche Parlament umfassende Vorschläge unter-
breitet.18

Korruption  Die Bekämpfung von Korrup-
tion, gemäß der EU-Verträge ein Bereich 
besonders schwerer Kriminalität, war in der 
Handelspolitik „Trade for All“ noch ein explizi-
tes Ziel, findet aber in der neuen Handelspo-
litik keine Erwähnung. Dies steht im krassen 
Widerspruch zu der UN-Konvention gegen 
Korruption (UNCAC), den OECD Leitsätzen für 
multinationale Unternehmen und zahlreichen 
Hochrangigen G20-Grundsätzen zur Korrup-
tionsbekämpfung und unterminiert die selbst 
propagierte Zielsetzung fairer Wettbewerbs-
bedingungen. Es gibt keinen fairen Handel und 
keine fairen Wettbewerbsbedingungen, wenn 
Unternehmen, die ihre Verantwortung wahr-
nehmen, mit korrupten Unternehmen konkur-
rieren müssen. Die EU-Handelspolitik darf 
nicht länger eine Parallelwelt bleiben, in der 
internationale Verpflichtungen keine Wirkung 
entfalten. Die Handelspolitik muss sich der 
Notwendigkeit der Kohärenz mit international 
abgegebenen Zusagen und den Zielen anderer 
Politikfelder einfügen.

Ausblick Die neue EU-Handelsstra-
tegie ist enttäuschend. Ihr Versuch, der 
EU-Handelspolitik einen ökologisch-
sozialen Anstrich zu geben, verbleibt auf 
dem Niveau einer bloßen Absichtser-
klärung, ohne konkrete Schritte aufzu-
weisen. Anstatt das eigene Vorgehen 
der EU-Handelspolitik des letzten Jahr-
zehnts zu überprüfen, wird der Blick 
nach außen auf die WTO gerichtet, die 
nun klimaneutralen, umweltfreundlichen 



und sozial gerechten Welthandel voran-
treiben soll. 

Dennoch lässt die neue Handelsstra-
tegie ein Bewusstsein der EU-Kommis-
sion erkennen, dass die handelspoli-
tischen Debatten der letzten Jahre, 
insbesondere die Auseinandersetzung um 
das Abkommen zwischen der EU und den 
Mercosur Staaten nicht unberücksichtigt 
bleiben können – insbesondere seitdem 
sich auch die großen konventionellen 
Agrarverbände der Kritik an Freihan-
delsabkommen, zumindest im Falle von 
EU-Mercosur, angeschlossen haben. Dies 
heißt: Die Kommission muss die Forderung 
nach Marktöffnung vorsichtiger propa-
gieren und gleichzeitig mehr Wert auf 
die Einbeziehung ökologischer Aspekte 
und sozialer Rechte in die Handelspolitik 
legen, zumindest in ihrem Narrativ. Daran 
gilt es mit konkreten Handlungsvor-
schlägen anzuknüpfen und eine Konkreti-
sierung bei der EU-Kommission einzufor-
dern, wie Menschenrechte, ökologische 
Nachhaltigkeit und soziale Gerechtigkeit 
Vorrang vor wirtschaftlichen Interessen 
haben.

Die Analyse der bi-, pluri- und 
multilateralen Verhandlungen und der 
bestehenden Verträge der EU zeigt deut-
lich, wie weit Anspruch und Realität der 
EU-Handelspolitik auseinanderliegen. 
Vermeintlich entwicklungspolitische 
Grundsätze, Bekenntnisse zur Wahrung 
der Menschenrechte, zur Erhöhung der 
Arbeitnehmer*innenrechte und zum 
Klima- und Umweltschutz werden durch 
die Handelspolitik konterkariert. Die EU 
muss ihren Anspruch, weltweit Vorreiter 
einer umfassend nachhaltigen Handels-

politik zu werden, endlich mit konkreten 
Maßnahmen untermauern und diese 
in aktuellen und künftigen Handelsab-
kommen verankern. Handelsabkommen, 
die diesem Leitziel nicht entsprechen, 
sollte grundsätzlich nicht mehr unter-
zeichnet werden. Handelsabkommen, 
deren Mandate lange vor Unterzeichnung 
der Agenda 2030 und des Pariser Klima-
abkommens formuliert wurden, sind 
nicht zukunftstauglich. Zudem ist klar, 
dass umfassende entwicklungspolitische 
Grundsätze nur in multilateralen Foren 
fruchten können, diesen Ansatz muss die 
EU wieder stärker verfolgen. Handel und 
Handelspolitik müssen Klimaneutralität, 
Biodiversität und besseren Lebens- und 
Arbeitsbedingungen dienen.  Spätestens 
seit der Covid-19-Pandemie ist unmiss-
verständlich klar, dass an die Stelle des 
Paradigmas der immer weiter fortschrei-
tenden Globalisierung als Zielsetzung 
der EU-Handelspolitik eine mit den Nach-
haltigkeitsanstrengungen in den übrigen 
Politikfeldern kohärente Zielsetzung 
treten muss. 



Um den Handel zukunftsfähig zu gestalten, muss die EU:
•	 Umfassende Transparenz, parlamentarische Kontrolle und öffentliche Debatte bei 

der Verhandlung, beim Abschluss, der Bewertung und Überprüfung von Handels-
abkommen sicherstellen;

•	 Spielräume von Ländern des Globalen Südens zum Schutz lokaler Märkte, des 
Gemeinwohls, eigener Wertschöpfung, Umwelt, Land- und Menschenrechten 
ausweiten statt einschränken;

•	 Umfassende und partizipative Nachhaltigkeitsfolgenabschätzungen schon vor 
Verhandlungsbeginn als eine Grundlage für Verhandlungsmandate vornehmen;

•	 Klimaschutz, Umweltstandards, Arbeits-, Land- und Menschenrechte durch ein 
klares und durchsetzungsstarkes Regelwerk fördern und verbindlich und sankti-
onsbewehrt schützen;

•	 Unternehmerische Sorgfaltspflichten in Handelsabkommen und in einer eigenen 
EU-Regulierung, einschließlich behördlicher Sanktionen und zivilrechtlicher 
Haftungsregel, verankern; 

•	 Verbreitung nachhaltiger Technologien, beispielsweise durch Aussetzen von 
Patenten für Länder des Globalen Südens, fördern;

•	 Öffentliche und gemeinnützige Dienstleistungen und Daseinsvorsorge stärken und 
schützen;

•	 Umwelt-, Klima-, Daten-, Gesundheits- und Verbraucher*innenstandards erhöhen 
und priorisieren;

•	 Vorrangklausel für internationale Menschenrechts-, Arbeitsrechts und Umweltab-
kommen in Handelsverträgen verankern;

•	 Korruption als Mittel zur Verschleierung von Verletzungen der Menschenrechte 
und Umweltschutz anerkennen und durch wirksame Anti-Korruptionsklauseln in 
Handelsabkommen bekämpfen;

•	 Pariser Klimaabkommen in allen künftig geschlossenen Abkommen als Essential 
Element stärken; 

•	 Produkte, die mit der Abholzung des Amazonas und anderer Wälder, Savannen 
und Feuchtgebiete in Verbindung stehen, durch transparente Lieferketten nicht auf 
dem EU-Markt zulassen;

•	 Sonderklagerechte für ausländische Investoren bei Investitionsschiedsgerichten 
abschaffen und Pläne für einen multilateralen Investitionsgerichtshof aufgeben.
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